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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Die vor allem im Rahmen der Umsetzung und Lancierung von Volksinitiativen diskutierte
Kontroverse um das Verhältnis zwischen Bundesrecht und Völkerrecht wird 2014 wohl
zu einigen weiteren parlamentarischen Debatten führen. Vertreter der SVP reichten im
Berichtjahr nämlich nicht weniger als drei parlamentarische Initiativen zum Thema ein.
Der Vorstoss von Brand (svp, GR) fordert einen Vorrang der Bundesverfassung über das
Völkerrecht, die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) will, dass die Angleichung
oder Auslegung völkerrechtlicher Verträge und Bestimmungen an das Schweizer
Landesrecht dem Referendum unterstellt wird und die parlamentarische Initiative
Stamm (svp, AG) fordert, dass völkerrechtliche Verträge vom Bundesrat gekündigt oder
neu ausgehandelt werden müssen, wenn diese der (auch aufgrund von angenommenen
Initiativen revidierten) Bundesverfassung widerspricht. Die SVP hatte im Rahmen der
Präsentation eines Positionspapiers das Völkerrecht als undemokratisches Recht
bezeichnet, weil dieses von Organisationen beschlossen werde, die demokratisch nicht
legitimiert seien. Die Volkspartei dachte zudem laut über die Lancierung einer
Volksinitiative zu diesem Thema nach. Ebenfalls im Berichtjahr noch nicht im Parlament
behandelt wurde ein vom Bundesrat Ende 2013 zur Annahme beantragtes Postulat der
FDP, mit dem ein Bericht zum Verhältnis von Landesrecht und Völkerrecht,
insbesondere im Hinblick auf mögliche Hierarchiestufen, gefordert wird. Schliesslich
mischte sich auch das Bundesgericht aktiv in die Debatte ein. Noch im Februar hatten
sich die Bundesrichter dafür ausgesprochen, dass die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) Vorrang selbst gegenüber
Verfassungsnormen geniesse. Die Richter sprachen sich dabei in einem Urteil
insbesondere gegen einen Automatismus in der Ausschaffungsinitiative aus. Die
faktische Überordnung von Völkerrecht über Landesrecht durch das oberste Gericht
rief bei der SVP geharnischte Reaktionen hervor. Nachdem der EGMR dann aber im
September die Schweiz verurteilte, weil diese einen nigerianischen Drogenkurier hatte
ausweisen wollen und das Bundesgericht in der Folge zunehmend mit Beschwerden von
kriminellen Ausländern konfrontiert wurde, die sich auf diesen Fall beriefen, machten
die Lausanner Bundesrichter deutlich, dass sie den Entscheid des EGMR für zweifelhaft
hielten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2013
MARC BÜHLMANN

Mit einer parlamentarischen Initiative strebte Heinz Brand (svp, GR) die Superiorität der
Verfassung über Völkerrecht an. Stein des Anstosses waren die Diskussionen um die
Umsetzung von Volksinitiativen. Die SVP forderte – auch in zwei weiteren ähnlichen
Vorstössen – vehement, dass Initiativen, die von der Stimmbevölkerung und den
Ständen angenommen wurden auch dann umgesetzt werden sollen, wenn sie nicht-
zwingendem Völkerrecht widersprechen. Zudem forderte Brand mit seinem Begehren,
dass der Bundesrat keine völkerrechtlichen Verträge mehr abschliessen dürfe, wenn
diese der Bundesverfassung widersprechen. Ziel seines Vorstosses sei nicht die
Nichtbeachtung des Völkerrechts, machte der Initiant deutlich, sondern die Klärung des
Vorranges bei Widersprüchen zwischen Völkerrecht und Landesrecht. Die SPK-NR hatte
für die Initiative mit 16 zu 7 Stimmen Ablehnung beantragt mit der Begründung, dass im
Falle eines Konfliktes zwischen Landesrecht und Völkerrecht ohne Verfassungsregelung
pragmatische Lösungen möglich seien, weil so von Fall zu Fall abgewogen werden
könne. Eine starre Lösung, wie sie von der Initiative Brand vorgeschlagen werde, hätte
hingegen beachtliche negative Auswirkungen auf die Schweiz, die als kleines Land an
einem funktionierenden internationalen Rechtssystem interessiert sein müsse und sich
nicht isolieren dürfe. Mit einer Umsetzung der Initiative müssten aber einmal
abgeschlossene internationale Verträge bei Annahme von Initiativbegehren immer
wieder umgestossen werden, was zu grosser Rechtsunsicherheit auch und vor allem für
die Wirtschaft führen könnte. In der Ratsdebatte standen verschiedene SVP-Redner als
Befürworter des Vorstosses auf verlorenem Posten. Die 52 SVP-Stimmen standen 127
Stimmen aus allen anderen Lagern (bei einer Enthaltung aus der CVP-Fraktion)
gegenüber. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2014
MARC BÜHLMANN

1) Pa.Iv. 13.452 (Brand); Pa.Iv. 13.456 (Rutz); Pa.Iv. 13.458 (Stamm); Po. 13.3805 (Caroni); NZZ, 19.1., 8.2. und 9.2.13; SGT, 11.2.13;
NZZ, 12.2.13; LZ, 13.2.13; AZ, 15.2. und 23.2.13; NZZ, 6.3. und 15.3.13; TG, 15.4.13; NZZ, 17.4.13; So-Bli, 21.4.13; NZZ, 13.5.13; WW,
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13.6. und 11.7.13; Blick, 17.7.13; Presse vom 13.8.13; NZZ, 18.8.13; BaZ, 23.8.13; SGT, 9.9.13; LT, 12.9.13; NZZ, 20.9.13; WW,
3.10.13; NZZ, 12.10., 16.10. und 2.11.13; WW, 21.11.13; NZZ und WW, 28.11.13; NZZ, 19.12.13.
2) AB NR, 2014, S. 1341 ff.; Pa.Iv. 13.452; Pa.Iv. 13.452 Abstimmung; Pa.Iv. 13.452 Bericht SPK
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